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«DerKantonmöchte alles intern lösen»
Schlichtungsstelle DasGleichstellungsgesetz istmehr als 22 Jahre in Kraft. Regula Schmid, Präsidentin der Schlichtungsstelle imKanton
St.Gallen analysiert, wie Firmenmit demThema umgehen. Undwarum imKanton nichtmehr als zwei bis drei Betroffene im Jahr klagen.

Interview: Sina Bühler
ostschweiz@tagblatt.ch

RegulaSchmid, 1996 trat dasGleich-
stellungsgesetz inKraft:Was ist
besondersdaran?
Es ist die Umsetzung des Gleichstel-
lungsartikels von1981 inderBundesver-
fassung undbesagt, dass dieGleichstel-
lung im Arbeitsverhältnis durchgesetzt
wird: beim Lohn, bei den Arbeitsbedin-
gungen, bei sexueller Belästigung.

Warumsteht sexuelleBelästigung in
diesemGesetz? Ist dasnicht einfach
strafbar?
Die Klage nach Gleichstellungsgesetz
richtet sich nicht gegen den Belästiger,
wie in einem Strafverfahren, sondern
gegendenArbeitgeber.Diesermussbe-
legenkönnen,dass er alles getanhat, um
die Belästigung zu verhindern.

MüssenKlägerinnen immerüber
IhreSchlichtungsstelle?
ImKanton St.Gallen nicht. Die Schlich-
tung nachGleichstellungsgesetz ist frei-
willig und gilt nur für privatrechtliche
Arbeitsverhältnisse. Und selbst dann
können die Klägerinnen an die Schlich-
tungsstelle für Arbeit statt an uns gelan-
gen.Darumbehandelnwir imVergleich
sehr wenige Fälle. Viele wissen nicht,
dass es bei uns Vorteile gäbe: So ist das
Verfahren in Gleichstellungsfällen un-
abhängigvomStreitwertkostenlos –auch
vor Gericht. Die Schlichtungsstelle hat
zudemeine gewisseBeratungsfunktion.

Wieoft könnensichdieGegner
einigen?
Heute etwa in der Hälfte der Fälle. Das
sind tendenziellmehr als früher.

Früherhaben sie eherdarauf ver-
traut, dassdieKlagenichtweiterge-
zogenwird?
Das ist immer noch so. Ich erkläre den
Frauen im Vorfeld oft, dass sie in ihrem
Anliegen zwar grundsätzlich gestützt
werden. Aber ich sage ihnen auch: «Sie
könnensichdarauf vorbereiten,dassun-
sachlicheVorwürfe kommen.» Ichhabe
schoneinigeserlebt:HinweisaufeinVer-
hältnismit demChef, oder dass es trotz
hervorragender Zwischenzeugnisse
plötzlich heisst, die Arbeitnehmerin
habe schlecht gearbeitet.

Ist die Schlichtungnicht einFehler?
DassmaneineprivateVereinbarung
treffenkann, statt dass einGericht
dieDiskriminierungbeendet?
Eine einvernehmliche Einigung ist im-
mer sinnvoll. Und vielleicht denkt ein
Arbeitgeber ja um, wenn er nach einer
Schlichtung Zehntausende Franken
nachzahlen muss. Aber unsere Light-
Version finde ich wirklich ein Problem:
Früher schrieb ich in jedem Jahresbe-
richt, dasVerfahrenmüsseobligatorisch
sein und auch das öffentliche Recht be-
treffen.Trotzdemhatmanesabgelehnt,
dieSt.GallerVariante zuändern.Gerade
imöffentlich-rechtlichenBereich sträub-
te sich der Kanton extrem.

Washat erdavon?
In der kantonalen Verwaltung hat man
dasGefühl, dass alles intern gelöst wer-
den könnte. Ich verstehe das nicht.Wä-
rendieseFälle bei uns,wäredieAussen-
wirkung viel grösser. Wir hätten nicht
nur zwei, drei Fälle im Jahr, sondern
zehn, zwanzig. Es würde sich auch eine
Praxis im Umgang damit herauskristal-
lisieren.

Was ist amVerfahrennachGleich-
stellungsgesetz speziell?
Die Beweislastumkehr. In ganz vielen
Bereichen, beispielsweise bei der Höhe
des Lohns, hatman als Arbeitnehmerin
dienotwendigenUnterlagennicht.Des-
halb muss man nur glaubhaft machen,
von einer Diskriminierung betroffen zu
sein. FürdenArbeitgeber ist eshingegen
leichter zu beweisen, dass es keine Dis-
kriminierung gibt, dass er sachliche
Gründe für den tieferen Lohn hat, wie
diehöhereAusbildungoderBerufserfah-
rung eines Kollegen.

Weshalbgibt esbei sexuellerBeläs-
tigungkeineBeweislastumkehr?
Der Arbeitgeber hat in solchen Fällen
keinen Informationsvorsprung. Es han-
delt sichumeinengravierendenVorwurf
undeineVorverurteilungeinesBeschul-
digten wäre nicht zu rechtfertigen. Hier
ist die Arbeitnehmerin also darauf an-
gewiesen,dass sieBeweismittelhat, etwa
Fotos, SMSoder auchZeugenaussagen.

EineStudie zählt verschiedene
Kritikpunkte inderbisherigen
AnwendungdesGleichstellungsge-
setzes auf.Darunter auch, dassdie
Beweislastumkehroft nicht ange-
wendetwerde.
Ich kenne die Statistik nicht, aber ich
habe das Gefühl, die St.Galler Gerichte

arbeiten sorgfältig. Die Frage, wie man
einenFall aufbereitet, stellt sichaber im-
mer. Wenn Anwälte auf die gesetzliche
Beweislastumkehrpochen, lehntdasGe-
richt dasnicht ab.Aberwennes gar kein
Thema ist, und es in einen komplexen
arbeitsrechtlichenFall verpackt ist, kann
es sein, dass es nicht geprüft wird.

Ist dasGesetznochzu jung?
Nein,dasGleichstellungsgesetz existiert
ja seit 22 Jahren. Gerichte wenden lau-
fend neueGesetze an, das ist also keine
Rechtfertigung.

WelcheFälle behandelnSie am
häufigsten?
Lohnungleichheit und sexuelle Belästi-
gung.

DieStudiemeint auch,Gewerk-
schaftenundBerufsverbände seien
zu selten involviert.
Das denke ich auch. Eigentlich wäre es
ihre Aufgabe, auch politisch. Aber sie
brauchen auch Leute, die sich engagie-
ren und an die Front stellen. Wie 2003,
bei der Lohnklageder Pflegerinnenund
Hebammen. Diese klagten, dass sie im
Vergleich mit Polizisten oder Rettungs-
sanitätern, also klassischen Männerbe-
rufen, zuwenigverdienten.DasBundes-
gericht gab ihnen 2010 Recht, ein Jahr
später gab es einenVergleich. DenKan-

ton kostete das 24,2 Millionen Franken
Nachzahlungen und eine beachtliche
Lohnerhöhung.

ImGesundheitswesengibt esbeson-
ders vieleKlagen.Warum?
Vermutlich liegt der Grund bei den his-
torisch tiefen Löhnen. Ursprünglich
arbeiteten jaOrdensschwestern fürGot-
teslohn in der Pflege. Man hat nicht
wahrgenommen, was sie für eine Ver-
antwortung tragen, es wurde einfach
erwartet. Erst langsamkameinUmden-
ken, eine Wahrnehmung der unregel-
mässigen Arbeitszeiten, der anspruchs-
vollen Ausbildung und der psychischen
Belastung.

Wassinddas fürFrauen, dieklagen?
Es gibt nicht einen bestimmten Typ. Es
ist sogar so, dass es bei sexueller Beläs-
tigung selten die wehrhaftesten Frauen
sind, welche klagen, sondern eher jene,
die plötzlich erkennen, dass etwas nicht
stimmen kann, nachdem sie sich lange
selber die Schuld gegeben haben. Es ist
ein langsamer Prozess.

Wie langehabensieZeit?
Eigentlich beträgt die Verjährungsfrist
im Arbeitsrecht fünf Jahre. Eine diskri-
minierende Nichtanstellung oder Kün-
digung muss man aber innerhalb von
drei, beziehungsweise sechs Monaten
geltend machen. Und natürlich ist es
auchbei sexuellerBelästigungnicht för-
derlich,wennmanerst nach zwei Jahren
kommt.AuchausBeweisgründennicht.

TrotzGleichstellungsgesetzbleiben
Frauenlöhne tiefer.Gäbees andere
Lösungen?
Mehr Frauen in Führungspositionen
wahrscheinlich. Damit es allen klarer
würde, dass Diversität in Betrieben ein
Gewinn ist.

Undpolitisch?
Lohnkontrollen wären sicher ein Weg,
auch wenn man das aufwendig findet.
Ich glaube, dass sich Betriebe ihrer Dis-
kriminierungen oft nicht bewusst sind.

WiewirddieLohngleichheitsfrage
heutewahrgenommen?
Ich glaube schon, dass es grundsätzlich
alle richtig finden, dass Frauen für die
gleiche Arbeit den gleichen Lohn erhal-
ten. Aber es geht dann halt ums Detail.
UmTeilzeitarbeit, die überproportional
wenigerwert ist.Dassmanfindet, es sei
dochschonschön,dassderBetriebeinen
Wiedereinstieg ermöglicht, da sei der
Lohn doch zweitrangig. Dass Familien-
zeiten bei Frauen als «Pausen» wahr-
genommen werden, die beim Wieder-
einstieg nicht lohnrelevant sind.

Unddasändert sicherst,wennmehr
MännerTeilzeit arbeiten?
Ja, aberdasentwickelt sichkaum.60von
100 erwerbstätigen Frauen gehen einer
Teilzeitarbeit nach, aber nur 17 von 100
Männern. Ein wichtiger Aspekt ist auch
die immernochmangelndeVernetzung
vonFrauen, auchwasdieMitgestaltung
ihrer Arbeitsbedingungen oder die
Schaffung von familienfreundlichen
Strukturen angeht. Spreche ich heute
beispielsweisemit jungenAnwältinnen,
habe ich das Gefühl, es gebe wenig Be-
wusstsein, dass es diese Vernetzung
braucht. Ichdenkeoft: «Ihr kommtviel-
leicht etwas später an den Punkt, wo ihr
an dieGlasdecke stösst, aber ihr werdet
ebenfalls eure Erfahrungen damit ma-
chen.»
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Rechtsanwältin undMediatorin

Die St.Gallerin Regula Schmid hat ihr
Jusstudium an der Universität Freiburg
abgeschlossen, das St.Galler Anwalts-
patent gemacht und ein Masterstudium
in den USA absolviert. Sie arbeitet als
selbstständige Rechtsanwältin und Me-
diatorin. Seit 1996 ist sie Präsidentin der
kantonalen Schlichtungsstelle Gleich-
stellungsgesetz. Zudem ist sie stellver-
tretende Vorsitzende der Schlichtungs-
stelle für Personalsachen, an welcher
öffentlich-rechtliche Anstellungsklagen
behandelt werden. Sie istMutter von vier
Kindern. (sib)


